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(2020) mit Daten des Panels Arbeitsmarkt- und Soziale Si-
cherung (PASS) zeigen zwar einen Rückgang der Armuts-
gefährdung nach der Mindestlohneinführung. Dieser ist 
jedoch nur geringfügig größer als in den vorherigen Jah-
ren, sodass kein kausaler Zusammenhang zur Einführung 
des Mindestlohns hergestellt werden kann. Backhaus 
und Müller (2019) beobachten auf Basis der Daten des 
Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) ebenfalls keinen 
signifi kanten Rückgang der Armutsgefährdung durch die 
Mindestlohneinführung. Zudem zeigen sie, dass auch ein 
Mindestlohn von 12 Euro dies nicht ändern würde. Dieser 
Aufsatz untersucht die Wirkung eines erhöhten Mindest-
lohns auf die Einkommensarmut, indem für verschiedene 
hypothetische Mindestlohnniveaus unter Ceteris-Pari-
bus-Annahmen der Einfl uss auf die Armutsgefährdungs-
quote simuliert wird.

Beitrag der Mindestlohnempfänger:innen zum 
Haushaltseinkommen

Unter Verteilungsgesichtspunkten wird ein Min-
destlohn am ehesten akzeptiert werden, wenn die 
Mindestlohnempfänger:innen tatsächlich im besonderen 
Maß von Einkommensarmut bedroht sind und die Ein-
führung oder Erhöhung des Mindestlohns einen großen 
Beitrag zur Senkung der Einkommensarmut bei den be-
troffenen Beschäftigten und ihren Haushaltsangehörigen 
leisten kann. Tatsächlich ist die Armutsgefährdungsquote 
der Geringverdienenden jedoch niedrig. So war vor Ein-
führung des Mindestlohns jede/r fünfte Beschäftigte und 
jede/r siebte Vollzeitbeschäftigte mit geringem Lohn – da-
mals unter 7,50 Euro – von Einkommensarmut betroffen 
(Heumer et al., 2013). Dies liegt daran, dass die Haushalte 
sehr oft nicht allein auf die Verdienste der vom Mindest-
lohn betroffenen Arbeitnehmenden angewiesen sind, 
sondern ihnen zusätzliche Einkommensquellen durch 
weitere Haushaltsmitglieder oder andere Einkunftsarten 
zur Verfügung stehen. Laut Daten des SOEP trugen 2018 
drei Viertel aller Beschäftigten mit einem vereinbarten 
Stundenverdienst zwischen Mindestlohnhöhe und unter 
10 Euro mit ihrem Nettoarbeitseinkommen weniger als die 
Hälfte zum verfügbaren Haushaltseinkommen bei (Schrö-
der und Kestermann, 2020).

Auf Basis der SOEP-Daten für 2018 wird mit einer Simu-
lation der von der Mindestlohnkommission beschlossene 

Im aufkommenden Bundestagswahlkampf rückt das The-
ma Mindestlohn wieder verstärkt auf die Agenda. Eini-
ge Parteien und auch die Gewerkschaften fordern einen 
Stundenlohn von 12 Euro; „Die Linke“ will sogar einen An-
stieg auf 13 Euro. Das Bundesarbeitsministerium und das 
Finanzministerium haben zu diesem Thema ein Eckpunkte-
Papier veröffentlicht, in dem der Anstieg der Lohnunter-
grenze auf mindestens 12 Euro im Jahr 2022 gefordert 
wird – damit würde der geltende Beschluss der Mindest-
lohnkommission überschrieben (BMAS und BMF, 2021). 

Gleichzeitig wird das Ziel formuliert, den Mindestlohn 
in Richtung eines „Living Wage“ (existenzsichernder 
Lohn) zu entwickeln und bei zukünftigen Anpassungen 
den Aspekt der Armutsgefährdung zu berücksichtigen. 
Als Referenzwert wird 60 % des Medianlohns genannt. 
Auch in der EU ist das Thema aktuell. Die Kommission 
hat im Herbst 2020 einen Richtlinienentwurf über „ange-
messene Mindestlöhne“ vorgelegt. Hierin sind die Mit-
gliedsländer aufgefordert, Richtwerte im Verhältnis zum 
allgemeinen Niveau der Bruttolöhne festzusetzen. Emp-
fohlen wird ein Wert von 60 % des Medians oder 50 % 
des Durchschnitts – also ein Living Wage (Europäische 
Kommission, 2020, 22).

Bisherige Studien zeigen, dass die Wirkung des Min-
destlohns auf die Armutsgefährdung in Deutschland eher 
gering ist. Untersuchungen von Bruckmeier und Bruttel 
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einkommen um die Nettolohnanstiege aller betroffenen 
Haushaltsmitglieder erhöht und der Schwellenwert für 
Einkommensarmut entsprechend angepasst.

Es zeigt sich, dass bei allen Simulationen der Rückgang 
bei der Einkommensarmutsquote sowohl mit Blick auf die 
Beschäftigten als auch auf die Gesamtbevölkerung maxi-
mal 1,4 Prozentpunkte beträgt (vgl. Tabelle 1). Die Wirkung 
der simulierten Erhöhung ist bei den Beschäftigten ten-
denziell größer als in der Gesamtbevölkerung. Beispiels-
weise verringert ein simulierter Mindestlohn in Höhe von 
10,45 Euro mit Unterschreitern die Armutsgefährdungs-
quote der Beschäftigten um 0,5 Prozentpunkte, die der 
Gesamtbevölkerung dagegen lediglich um 0,2 Prozent-
punkte. Bei einem simulierten Mindestlohn auf Höhe des 
Living Wage ist die Wirkung auf die Armutsgefährdungs-
quote unter den Beschäftigten ebenfalls etwa doppelt so 
hoch wie in der Gesamtbevölkerung, wenn es bei der jetzi-
gen Zahl und Intensität der Unterschreitungen bleibt.

In den Varianten ohne Unterschreitung sind die Unter-
schiede zwischen den betrachteten Mindestlohnhöhen 
ähnlich hoch wie bei den Varianten mit Unterschreitern. 
Die Simulation eines Mindestlohns von 10,45 Euro im 
Jahr 2022 ohne Unterschreitung bewirkt eine Senkung 
der Armutsgefährdungsquote um 0,6 Prozentpunkte bei 
der Gesamtbevölkerung und um 0,9 Prozentpunkte unter 

und ab Juli 2022 geltende Mindestlohn in Höhe von 10,45 
Euro betrachtet. Zudem wird ein Mindestlohn in Höhe des 
Living Wage – 60 % des Medians des Stundenlohns von 
Vollzeitarbeitnehmenden – simuliert. Dies sind auf Grund-
lage der SOEP-Daten aus der 2018er-Erhebung 11,43 Euro 
und damit 29 % mehr als der damalige Mindestlohn. Der 
Wert von 10,45 Euro für 2022 muss auf die Verdienstsitu-
ation von 2018 übertragen werden. Mit der Umrechnung 
soll die Abweichung vom regelbasierten Pfad der Min-
destlohnerhöhungen beschrieben werden. Regelbasiert 
folgt der Mindestlohn nachlaufend den Tarifl ohnsteige-
rungen der dem Beschlusszeitpunkt vorangegangenen 
zwei Jahre. Nach dieser Regel wäre der Mindestlohn 
zum 1. Januar 2021 auf 9,82 Euro erhöht worden und 
hätte bis Ende 2022 gegolten. Nach dem letzten Min-
destlohnbeschluss steigt der Mindestlohn jedoch bis 
Juli 2022 in mehreren Stufen auf 10,45 Euro und liegt 
dann 6,4 % über der regelbasierten Anpassung. Da der 
gesetzliche Mindestlohn im Jahr 2018 bei 8,84 Euro lag, 
entsprechen die 10,45 Euro für das Jahr 2022 im Jahr 
2018 somit 9,40 Euro.

Simulation höherer Mindestlöhne

Für die beiden hypothetischen Mindestlöhne werden je 
zwei Varianten simuliert:

• Variante 1: Alle Verdienste zwischen 8,84 Euro und 
dem jeweiligen hypothetischen Mindestlohn werden 
auf den neuen Wert erhöht. Verdienste unter 8,84 Euro 
werden proportional zur hypothetischen Erhöhung des 
Mindestlohns angehoben. Hinter dieser Überlegung 
steckt, dass es vermutlich auch bei einer Anhebung 
des Mindestlohns Unterschreiter geben wird, die nicht 
den Mindestlohn erhalten.

• Variante 2: Bei dieser Variante werden im Vergleich zur 
Variante 1 auch die Stundenverdienste unter 8,84 Euro 
auf den jeweiligen hypothetischen Mindestlohn ange-
hoben. Es wird also unterstellt, dass es keine Unter-
schreitungen mehr gibt.

Als zusätzliche Alternative wird die vollständige Einhal-
tung des damaligen Mindestlohns von 8,84 Euro simuliert.

Ausgehend von den erhöhten Stundenlöhnen wurde die 
Erhöhung des Bruttomonatslohns mit den im SOEP ange-
gebenen (vertraglich vereinbarten) Arbeitszeiten errech-
net, womit unterstellt wird, dass es keine Arbeitszeitredu-
zierungen der Betriebe als Reaktion auf die Lohnerhöhun-
gen gibt. Von dieser Bruttoerhöhung wurden wiederum 
pauschal 30 % für Steuern und Sozialversicherungsbei-
träge abgezogen, um näherungsweise die Nettolohner-
höhung zu ermitteln. Schließlich wurden die Haushalts-

Simulierter Mindestlohn Beschäftigte Bevölkerung

Status quo Euro ohne Unterschreiter -0,5 -0,5

Anhebung auf 10,45 Euro 2022 
mit Unterschreitern -0,5 -0,2

Anhebung auf 10,45 Euro 2022 
ohne Unterschreiter -0,9 -0,6

Living Wage mit Unterschreitern -1,3 -0,6

Living Wage ohne Unterschreiter -1,4 -1,0

Tabelle 1
Simulation eines höheren Mindestlohns
Veränderung der Armutsgefährdungsquote gegenüber den Ist-Werten in 
Prozentpunkten

Anmerkungen: Basis: Äquivalenzeinkommen (modifi zierte OECD-Skala) 
auf Grundlage des 2018 detailliert abgefragten Vorjahreseinkommens 
(einschließlich des Mietwerts selbstgenutzter Eigentümerwohnungen);

ohne Unterschreiter: der (berechnete) vereinbarte Stundenlohn wird für 
Unterschreiter auf den gesetzlichen Mindestlohn (Status quo) bzw. den 
simulierten Mindestlohn angehoben;

mit Unterschreitern: Für Beschäftigte, die weniger als den im Status quo 
gültigen Mindestlohn verdienen, werden die Stundenverdienste proporti-
onal zur simulierten Anhebung des Mindestlohns erhöht.

Quellen: SOEP v35; Institut der deutschen Wirtschaft.
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ren Entgeltbereich steigen lassen könnte, wie es bereits 
nach Einführung des Mindestlohns zu sehen war (Schrö-
der und Kestermann, 2020).

Die Simulationsergebnisse zeigen, dass die Erhöhung des 
Mindestlohns auch im Idealfall keiner negativen Auswir-
kungen auf die Beschäftigung nur einen geringen Effekt 
auf die Armutsgefährdungsquote in Deutschland hätte. 
Daher ist sie nicht als geeignete Maßnahme zu sehen, um 
Erwerbseinkommensarmut und die Armutsgefährdungs-
quote in der Gesamtbevölkerung zielgenau zu senken. 
Insbesondere deuten unsere Ergebnisse daraufhin, dass 
eine reine Erhöhung wenig Wirkung zeigt, wenn gleichzei-
tig die Zahl der Beschäftigten, die weniger als den Min-
destlohn verdienen, konstant bleibt.

Mindestlohn muss bezahlbar bleiben

Wichtig ist es daher, den Mindestlohn so festzusetzen, 
dass er für die Unternehmen bezahlbar bleibt und die 
Arbeitnehmer:innen Qualifi zierungsanreize erhalten, da-
mit sie nicht dauerhaft auf den Mindestlohn angewiesen 
sind. Eine zu starke Stauchung der Löhne im unteren Be-
reich der Verdienstverteilung könnte hier kontraproduk-
tiv wirken. Bereits die beschlossene Erhöhung auf 10,45 
Euro im Juli 2022 ist angesichts der COVID-19-Pandemie 
und der damit verbunden wirtschaftlichen Schwächung 
gerade der Kleinbetriebe im Dienstleistungsgewerbe eine 
große Herausforderung.
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den Beschäftigten. Ein fi ktiver Mindestlohn in Höhe des 
Living Wage verringert die Armutsgefährdungsquote in 
der Gesamtbevölkerung um 1 Prozentpunkt und bei den 
Beschäftigten um 1,4 Prozentpunkte.

Vergleicht man gleiche Szenarien – also jeweils mit oder 
ohne Unterschreiter – brächte die Einführung des Living 
Wage in der Gesamtbevölkerung gegenüber der bereits 
beschlossenen Anhebung auf 10,45 Euro lediglich eine 
Absenkung der Armutsgefährdungsquote von 0,4 Pro-
zentpunkten. Auch unter den Beschäftigten würde der 
Living-Wage den Anteil der Einkommensarmen im Ver-
gleich zur 10,45-Euro-Simulation nur um 0,5 oder 0,8 Pro-
zentpunkte senken.

Ebenfalls rund einen halben Prozentpunkt betragen die 
Unterschiede in der Reduktion der Armutsgefährdungs-
quote bei allen Mindestlohnhöhen zwischen der Variante 
mit Unterschreitung und der Variante mit strikter Einhal-
tung des Mindestlohns. Dies gilt sowohl für die Beschäf-
tigten als auch für die Gesamtbevölkerung. Die einzige 
Ausnahme ergibt sich für die Armutsgefährdung der 
Beschäftigten bei der Einführung eines Living Wage als 
Lohnuntergrenze – hier beträgt der Unterschied zwischen 
den beiden Varianten nur 0,1 Prozentpunkte. Daher lässt 
sich das Armutsrisiko in der Gesamtbevölkerung durch 
einen Living Wage mit Unterschreitungen nicht wesent-
lich stärker senken als durch eine strikte Einhaltung des 
bisher vereinbarten Mindestlohns.

Die Simulation läuft insbesondere unter zwei Ceteris-Pa-
ribus-Annahmen: Zum einen wird angenommen, dass es 
keine Beschäftigungseffekte gibt. Verschiedene Studien 
zeigen jedoch negative Effekte auf die Beschäftigung und 
die vereinbarte Arbeitszeit bei einer starken Erhöhung des 
Mindestlohns, wie bereits bei der Mindestlohneinführung 
zu sehen war (Ahlfeldt et al., 2019; Knabe et al., 2020). Da-
mit würde die Armutsgefährdungsquote vermutlich we-
niger stark sinken als simuliert. Bei einem Rückgang der 
vereinbarten Arbeitszeit steigen die Monatslöhne schwä-
cher als die Stundenlöhne, sodass sich die positiven Ef-
fekte auf die Armutsgefährdungsquote abschwächen. 
Kommt es zu einem deutlichen Anstieg der Arbeitslosig-
keit, könnten die Effekte eines zu hohen Mindestlohns so-
gar kontraproduktiv sein.

Auf der anderen Seite gibt es mögliche positive Sekun-
däreffekte durch die simulierte Lohnerhöhung. Die Re-
gelsätze der Grundsicherung und die Renten könnten 
etwas stärker steigen, wenn die Lohnerhöhungen auch 
zu Preiserhöhungen führen und damit Anpassungen der 
Arbeitslosengeld-II-Leistungen nach sich ziehen. Zudem 
führt die Anhebung des Mindestlohns insgesamt zu ei-
nem Lohndruck, der insbesondere die Entgelte im unte-


